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Vorwort

Vor dem Hintergrund der im Hochschulbau in den kommenden Jahren notwendigen Investiti-
onen stellte sich die Frage nach der Anwendbarkeit der bislang vorrangig im kommunalen Hoch-
bau erprobten Finanzierungs- und Organisationsalternative Public Private Partnership für den 
Hochschulbau. 

Verstärkt wird diese Diskussion durch die derzeit im Umbruch befindlichen Rahmenbedin-
gungen, unter denen Hochschulen ihre Aufgaben zukünftig wahrnehmen müssen. Besonders der 
- nach einer Übergangszeit bis 2019 - beschlossene Wegfall der bundesfinanzierten Hochschul-
bauförderung im Zuge der Föderalismusreform sowie die erstmals dieses Jahr durchgeführte Ex-
zellenzinitiative und die Einführung von Studiengebühren erhöhen den Wettbewerb unter den 
Hochschulen und damit die Notwendigkeit stärkerer hochschulindividueller Profilbildung. 

Auf Einladung der HIS Hochschul-Informations-System GmbH, Abteilung Hochschulentwick-
lung, trafen sich am 21. November 2006 Präsidenten, Kanzler und Dezernenten deutscher Hoch-
schulen sowie Vertreter von Finanz- und Wissenschaftsministerien in Hannover zum Workshop 
“PPP im Hochschulbau”, um die Einsatzmöglichkeiten von Public Private Partnership-Modellen bei 
Neubau- und Sanierungsprojekten im unterfinanzierten Hochschulbau zu diskutieren. 

Neben methodischen Grundlagen für die Umsetzung einer Projektidee in eine konkrete PPP-
Projektkonzeption waren es vor allem Erfahrungsberichte von laufenden PPP-Pilotprojekten im 
deutschen Hochschulsektor, die die Möglichkeiten, aber auch die derzeitigen Grenzen von Pu-
blic Private Partnership aufzeigten. Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass die Übertragung von Pla-
nungs-, Bau- und Bewirtschaftungsaufgaben im Hochschulsektor auf eine privatwirtschaftliche 
Projektgesellschaft durchaus denkbar ist. Die in Deutschland als hoheitlich festgelegte Kernauf-
gabe von Lehre und Forschung ist und bleibt im Gegensatz zu dem im Workshop vorgestellten 
britischen PPP-Beispiel eine öffentliche Leistung.

Mit der vorliegenden Veröffentlichung werden die Redebeiträge des Workshops zusammen-
gefasst. Grundlage sind die einzelnen Präsentationen und ein kurzes Resümee der jeweiligen Re-
ferenten.  
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0. Begrüßung

Dr. Friedrich Stratmann, HIS Hochschul-Informations-System GmbH, Hannover

Als Leiter der Abteilung III – Hochschulentwicklung möchte ich Sie im Namen der Geschäftsfüh-
rung des HIS Hochschul-Informations-Systems Hannover herzlichst zum Workshop „PPP im Hoch-
schulbau“ begrüßen, den wir gemeinsam mit der Bauhaus-Universität Weimar heute veranstalten. 
Da eine ganze Reihe von Teilnehmern nicht unmittelbaren Kontakt zu HIS hat, möchte ich Ihnen 
in meiner Begrüßung kurz die Einrichtung wie auch den Arbeitsschwerpunkt „PPP im Hochschul-
bau“ vorstellen. 

Die HIS Hochschul-Informations-System GmbH wurde 1969 gegründet; zunächst von der 
Stiftung Volkswagenwerk, seit 1975/1976 bzw. 1992 durch Bund und Länder finanziert. Diese Fi-
nanzierung umfasst ca. 50% des Budgets (2006 ca. 16 Mill. €). Die anderen 50% resultieren aus 
Auftragsfinanzierungen von Hochschulen, Bund und Ländern.  Zweck der Gesellschaft ist die Un-
terstützung der Hochschulen und der zuständigen Verwaltungen u. a. in ihrem Bemühen um eine 
rationelle und wirtschaftliche Erfüllung der Hochschulaufgaben. Das Unternehmen beschäftigt 
z. Zt. ca. 200 MitarbeiterInnen. 

HIS ist aktuell in drei Fachabteilungen (s. Abb. 1) gegliedert. Das Arbeitsfeld „PPP im Hoch-
schulbau  ist der Abt. III – Hochschulentwicklung  (rot gerahmter Kasten) und hier dem Arbeits-
bereich  „Organisation und Ressourcenplanung“ zugeordnet. 

Abb. 1  Organisationsstruktur  von HIS (seit 1.9.2006)

Der unmittelbaren Befassung mit der Thematik „PPP im Hochschulbau“ gehen vielfältige lang-
jährige Aktivitäten  voraus, die als wichtige Vorarbeiten oder thematische Begleitungen zu cha-
rakterisieren sind.
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Im Arbeitsbereich „Organisation und Ressourcenplanung  waren dieses insbesondere veröf-
fentlichte Arbeitsergebnisse aus Projekten zu den Themen „PPP in der Forschung: Neue Formen 
der Kooperation zwischen Wissenschaft und Wirtschaft“, „Monetäre Bewertung von Hochschullie-
genschaften“ sowie „Leasingfinanzierungen – Alternative für den Hochschulbau?“.

Im Arbeitsbereich „Bauliche Entwicklungsplanung“ -  einem Kerngeschäft von HIS  - werden  
in den ortsnahen Projekten mit der Ermittlung des Flächenbedarfs von Hochschuleinrichtungen 
sowie der Ableitung von Konsequenzen für die Unterbringung dieser Einrichtungen planerische 
Vorgaben auch für PPP-Aktivitäten bearbeitet.

Im Arbeitsbereich „Gebäudemanagement, Arbeits- und Umweltschutz“ befasst HIS sich in Or-
ganisationsuntersuchungen und Verwaltungsbenchmarking mit den Kosten der Bewirtschaftung 
von Gebäuden und Liegenschaften, die nicht zuletzt in der PPP-Thematik im Rahmen von Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen eine wichtige Rolle spielen.

Mit der Thematik „PPP im Hochschulbau“ im engeren Sinn befasst sich HIS seit 2005. Es galt 
zunächst in einer Bestandsaufnahme die gegenwärtigen Aktivitäten für PPP im Hochschulbau zu 
ermitteln sowie einschlägige Arbeitskreise und Experten zu kontaktieren.  Ziel war (uns ist) es, mit 
den Aktivitäten Beratungs-KnowHow für Hochschulen aufzubauen und bereitzustellen. Wir haben 
von daher die Offerte der Bauhaus-Universität Weimar dankbar aufgegriffen, uns im Rahmen der 
Initiative „Zukunft Bau“ an einem Projektvorhaben unter dem Titel „Lebenszyklusorientiertes Ma-
nagement öffentlicher Liegenschaften am Beispiel von Hochschulen und Wissenschaftseinrich-
tungen“ zu beteiligen. Mit großer Freude haben wir Ende Oktober die Bewilligung des Vorhabens 
registriert und sehen nicht zuletzt diesen Workshop als Startschuss des Projekts an. 

Ich wünsche dem Workshop ein gutes Gelingen, Ihnen als Teilnehmern genügend fachlichen 
Input und den Organisatoren und ReferentInnen konstruktive, aber durchaus kritische Diskussi-
onen.
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1. Teil A: PPP-Grundlagen/-Methodik

1.1. PPP in Wissenschaftseinrichtungen

Prof. Dr. Hans Wilhelm Alfen, Bauhaus-Universität Weimar

Das Thema Public Private Partnership (PPP) erfordert für den Hochschulbereich eine differenzier-
te Betrachtung. Einerseits betrifft PPP die partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen Hoch-
schule und Industrie in Lehre und Forschung, andererseits ist die Beschaffung erforderlicher bau-
licher Einrichtungen im Rahmen des Liegenschaftsmanagements von Hochschulen im Zuge von 
PPP zu betrachten.

Da der Begriff Public Private Partnership (PPP) für eine Vielzahl kooperativer Arrangements 
zwischen Privaten und öffentlicher Hand im Sprachgebrauch ist, wird in der weiteren Betrachtung 
nur auf solche PPP-Modelle Bezug genommen, die Vertrags- und Organisationsmodelle für die öf-
fentliche Hand zur Bereitstellung von Infrastruktur, Immobilien und Dienstleistungen über den ge-
samten Lebenszyklus (Planen, Bauen, Finanzieren, Betreiben, Verwertung) umfassen. PPP lässt sich 
dabei abstrakt beschreiben als die: „langfristige, vertraglich geregelte Zusammenarbeit zwischen 
öffentlicher Hand und Privatwirtschaft zur wirtschaftlichen Erfüllung öffentlicher Aufgaben.“ Die 
dazu erforderlichen Ressourcen (z. B. Know-how, Betriebsmittel, Kapital, Personal) werden dabei 
in einen gemeinsamen Organisationszusammenhang eingestellt und vorhandene Projektrisiken 
entsprechend der Risikomanagementkompetenz der Projektpartner angemessen verteilt.

Mit PPP im Sinne der obigen Definition an Hochschulen bestehen in Deutschland kaum Er-
fahrungen. Zwar gab es in der Vergangenheit Fälle, in denen Hochschulimmobilien auf dem Wege 
alternativer Finanzierungsquellen bereitgestellt wurden, jedoch hat sich die alternative Beschaf-
fung auf einzelne Phasen im Lebenszyklus der Bauwerke beschränkt.
Bisher wurden die PPP-Projekte vor allem im kommunalen Bereich umgesetzt. Auf Bundes- und 
Länderebene gibt es dagegen nur wenige PPP-Projekte. Insbesondere der Hochschul- und Wis-
senschaftsbau kann in Zukunft noch stärker von den Optimierungspotenzialen durch PPP profi-
tieren, wenn zügig die notwendigen Instrumentarien entwickelt und die strukturellen Vorausset-
zungen in der Hochschul- und Wissenschaftsverwaltung geschaffen werden.

Wissenschaftseinrichtungen und Hochschulen stehen in den nächsten Jahren in der Folge 
der Föderalismusreform und der Abschaffung des Hochschulbauförderungsgesetzes vor beson-
deren Herausforderungen, die nur unter effizienter Ausnutzung aller vorhanden Ressourcen zu 
meistern sind. Durch steigende Studentenzahlen (2006: ca. 2 Mio. auf 2014: ca. 2,7 Mio.), neue di-
daktische Konzepte wie Projektarbeit, einen immensen Sanierungsstau und Wertverlust sowie 
die Notwendigkeit, die internationale Wettbewerbsfähigkeit in der Forschung zu verbessern, ent-
steht ein großer Bau- und Sanierungsbedarf, der mit vielfältigen organisatorischen und betrieb-
lichen Änderungsprozessen in der Hochschulverwaltung (z. B. stärkere Hochschulautonomie) und 
einem erhöhten Finanzierungsbedarf einhergeht.
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Das Liegenschaftsmanagement der Hochschulen ist durch eine Heterogenität des Immobilienbe-
standes und verschiedenartige, wechselnde Nutzungen geprägt. Gefordert sind flexible Gebäu-
de und Immobiliendienstleistungen, die eine hohe funktionale und technische Qualität aufwei-
sen und zugleich wirtschaftlich sind.

Die Organisations- und Entscheidungsstrukturen von öffentlichen aber auch privaten Immo-
bilieneigentümern sind nicht auf das Lebenszyklusmanagement ausgerichtet. Aufgrund des ho-
hen Bau- und Sanierungsstaus und der besonderen Anforderungen im Hochschul- und Wissen-
schaftsbereich (Lehre und Forschung als hoheitliche Aufgabe, häufige Nutzungsänderungen, 
Vielzahl von Schnittstellen, etc.) erscheint es als besonders dringend, in diesem Sektor zu neuen 
Lösungen zu kommen.

Seit 2006 beschäftigt sich die Professur Betriebswirtschaftslehre im Bauwesen an der Bauhaus-
Universität Weimar im Rahmen eines Forschungsprojektes sehr intensiv mit den Möglichkeiten 
der Umsetzung lebenszyklusorientierter Maßnahmen im Liegenschaftsmanagement von Hoch-
schulen. PPP ist dabei eine Beschaffungsvariante, deren Anwendungsmöglichkeiten im Rahmen 
des vom BBR im Rahmen der Forschungsinitiative „Zukunft Bau“ geförderten Forschungsvorha-
bens untersucht werden. Das Forschungsprojekt wird in Kooperation mit der HIS GmbH bearbei-
tet und durch die Hochtief PPP Solutions als Drittmittelgeber finanziell unterstützt.

Es wird ein Forschungsansatz der angewandten Innovationsforschung verwendet, der die 
Analyse, Strukturierung und wissenschaftliche Begleitung von Veränderungsprozessen umfasst. 
Bezogen auf den Forschungsgegenstand - das lebenszyklusorientierte Liegenschaftsmanage-
ment von Hochschulen und Wissenschaftseinrichtungen - bedeutet es eine Vorgehensweise auf 
drei Ebenen:

1.		 Portfolioebene:	Lebenszyklusorientierte Betrachtung des Gesamtbestandes an Liegenschaften 
sowie der organisatorischen und rechtlichen Rahmenbedingungen des Liegenschaftsmanage-
ments an Hochschulen und Wissenschaftseinrichtungen

2.		 Projektebene:	Untersuchung der Möglichkeiten des Lebenszyklusmanagements für Einzel-
maßnahmen (z.B. interne Optimierung, PPP)

3.		 Datenebene: Lebenszykluskosten, Leistungsqualität, Nutzerzufriedenheit, hochschulspezi-
fische Bau-, Finanzierungs- und Betriebsrisiken, Kennzahlen (Datenmodell)

Die Analyse beinhaltet die Untersuchung und Bewertung bestehender Ansätze des Lebenszyklus-
managements im Hochschulbereich. Insbesondere wird die Gestaltung des PPP-Ansatzes mit Pla-
nung, Finanzierung, Bau/Sanierung, Betrieb und Verwertung auf seine konkrete Umsetzbarkeit im 
Hochschulbereich hin erforscht. Auf Basis der Strukturierung aufgetretener Probleme und Hinder-
nisse werden Strategien für das Liegenschaftsmanagement unter Berücksichtigung spezifischer 
Belange der einzelnen Hochschulen entwickelt. Die bestehenden Entscheidungsgrundlagen für 
das Lebenszyklusmanagement  werden durch eine umfassendere Datenerfassung verbessert. 
Konkrete Pilotprojekte im PPP-Bereich werden wissenschaftlich begleitet und in der Anfangs-
phase der Strukturierung des Projektes und der Untersuchung der PPP-Eignung umfassend un-
terstützt.

Der Workshop „PPP im Hochschulbau“ dient im Rahmen des Forschungsprojektes als ein Auf-
takt zur weiteren gemeinsamen Diskussion mit den Hochschulen zu den Möglichkeiten des Ein-
satzes von PPP und anderer lebenszyklusorientierter Maßnahmen des Liegenschaftsmanagements 
vor dem Hintergrund der jeweiligen spezifischen Rahmenbedingungen an den Hochschulen. 
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1.2. PSC versus PPP - Wirtschaftlichkeit in der Hochschule

Dipl.-Ing. Katrin Fischer, Bauhaus-Universität Weimar

Die Frage, wie Hochschulen in Zukunft nach Wegfall des Hochschulbauförderungsgesetzes In-
vestitionen in Hochschulneubauten und Sanierungen vornehmen können, ist von großer Aktua-
lität. Die verschiedenen PPP-Modelle bieten die Chance sich neue Effizienzvorteile im Hochschul-
bau und -betrieb zu erschließen. Durch die langfristigen Einspareffekte von PPP-Modellen werden 
Haushaltsmittel geschont. Dennoch fehlen vielen Hochschulen die notwendigen finanziellen Mit-
tel für ein langfristiges und qualitätssicherndes Liegenschaftsmanagement. Bei PPP-Projekten wer-
den diese baulichen und betrieblichen Qualitäten vertraglich gesichert.

Ob jedoch ein Projekt im Einzelfall als PPP wirtschaftlicher ist als die konventionelle Beschaf-
fungsvariante ist aufgrund der Bundes- und Landeshaushaltsordnungen in einer „angemessenen 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung“ festzustellen. Neben der Erfüllung dieser rechtlichen Anfor-
derungen, dient eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zweitens als Instrument mit dessen Hilfe 
Entscheidungen über den weiteren Verlauf der Projektentwicklung hinsichtlich eines Abbruchs 
der Planungen, Weiterführung in einer konventionelle Realisierungsform oder Ausschreibung 
als PPP-Maßnahme getroffen werden können. Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung dient drit-
tens als Management- und Steuerungsinstrument. Erkenntnisse aus der Wirtschaftlichkeitsunter-
suchung fließen auch in den Prozess der Projektstrukturierung ein. Beispielsweise kann man, in 
den Cash-Flow-Modellen, den Betrachtungszeitraum ändern und damit eine optimale Vertrags-
laufzeit für das PPP-Projekt  in Abhängigkeit von bestimmten Instandhaltungszyklen oder Nutz-
erbedürfnissen festlegen.

Eine wesentliche Voraussetzung zur Durchführung einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
ist eine ergebnisorientierte Leistungsbeschreibung als Basis für die Kostenermittlung. Die Erstel-
lung einer ergebnisorientierten Leistungsbeschreibung erfordert eine tiefgehende Analyse des 
Bedarfs durch die Hochschule und eine umfassende Bestandsaufnahme im Falle von Sanierungs-
projekten. Im Vergleich zu den so genannten spezifischen Leistungsbeschreibungen mit Leis-
tungsverzeichnis heißt es aber nicht, dass outputorientierte Leistungsbeschreibungen unspezi-
fisch hinsichtlich der Nutzeranforderungen beschrieben sein dürfen. Sie erfordern im Gegenteil 
eine genaue Angabe der Nutzerbedürfnisse beispielsweise hinsichtlich der Erforderlichkeit von 
Teeküchen im Verwaltungstrakt oder der Klimatisierung des Hörsaalgebäudes. Nur das Ergeb-
nis - Raumtemperatur von 21°C +/- 2°C - wird vorgegeben, nicht aber mit welcher technischen 
Lösung sie erreicht werden kann. Auf Basis genau derselben ergebnisorientierten Leistungsbe-
schreibung erfolgt die Ermittlung der projektspezifischen Kosten für die konventionelle Beschaf-
fung und die PPP-Variante. Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung erfolgt mehrstufig während des 
PPP-Beschaffungsprozesses.

Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen werden in der Praxis gemäß dem von der Bauhaus-
Universität Weimar für das BMVBS entwickelten Leitfaden „PPP im öffentlichen Hochbau“ stan-
dardmäßig in drei Phasen durchgeführt. 
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In der ersten Phase wird in einem PPP-Eignungstest anhand eines Fragenkataloges die grundsätz-
liche Eignung eines Projektes als PPP-Maßnahme festgestellt. In der zweiten Phase erfolgt die vor-
läufige Wirtschaftlichkeitsuntersuchung. Vor Ausschreibung des Projektes wird ein Public Sector 
Comparator (PSC) durch Schätzung der Gesamtkosten der konventionellen Variante erstellt. Der 
PSC wird in einer vorläufigen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung einer möglichen PPP-Variante ge-
genübergestellt. Ist der Barwert der PPP-Variante geringer, so kann eine Ausschreibung des Pro-
jektes als PPP-Maßnahme erfolgen. Eine abschließende Wirtschaftlichkeitsuntersuchung wird 
durchgeführt, wenn die Kosten des endverhandelten PPP-Angebots vorliegen. Der PPP-Eignungs-
test wird am Anfang der Projektplanung durchgeführt.

Vor Durchführung eines PPP-Eignungstestes muss zunächst festgestellt werden, ob und wel-
cher Bedarf besteht und welche Priorität die geplante Maßnahme besitzt. Außerdem ist es not-
wendig, die finanzielle Machbarkeit zu klären. Anhand von verschiedenen Prüfkriterien wie Grad 
der Leistungsübertragung, Risikoverteilung oder Projektvolumen kann dann eingeschätzt wer-
den, ob das geplante Projekt sich generell als PPP-Projekt eignet oder besser auf konventionelle 
Art realisiert werden sollte.

Bei der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung kommt hauptsächlich die Barwertmethode zur An-
wendung, bei der die Zeitpunkte von Zahlungsströmen durch die Verzinsung berücksichtigt wer-
den. Nutzwertanalysen dienen vor allem der Projektauswahl. Sensitivitätsanalysen werden durch-
geführt, um durch die Änderung von Eingangsparametern wie Höhe der Betriebskosten oder des 
Zinssatzes, die Veränderung der finanziellen Auswirkungen abschätzbar zu machen.
Der PSC bildet als Barwert alle Kosten aber auch die Erlöse und die kostenmäßig bewerteten Ri-
siken der konventionellen Variante ab und dient als Vergleichswert. Bei den Risiken unterschei-
det man in Risiken, die auf jeden Fall – auch bei einer PPP-Realisierung- bei der öffentlichen Hand 
verbleiben. Zu nennen ist beispielsweise das Risiko, dass Nutzerbedürfnisse sich ändern. Auf der 
anderen Seite gibt es Risiken, die auf den Privaten übertragen werden sollten. Klassischerweise 
sind dies Planungs- Bau- oder Betriebsrisiken.

Die Basiskosten setzen sich im Einzelnen nun aus den Investitionskosten für Planung, Errich-
tung, Baunebenkosten und Bauzwischenfinanzierung zusammen. Des Weiteren treten auch bei 
einer konventionellen Realisierung häufig Transaktionskosten auf, da die Baumaßnahmen, aber 
auch häufig FM-Leistungen wie Reinigung durch Private realisiert und deshalb durch die öffent-
liche Hand ausgeschrieben werden. Weitere Komponenten des PSC sind die Verwaltungs- und 
die Finanzierungskosten.

Eine Schwierigkeit stellt die Ermittlung der Nutzungskosten im Hochschulbereich dar, da die 
Kosten meist nicht in genügender Detaillierung erfasst werden. Außerdem können bei einigen 
Immobilien den Kosten auch Erlöse beispielsweise durch Einnahmen aus Vermietung gegenüber-
stehen. Die Erlöse reduzieren die Gesamtkosten des Projektes für die öffentliche Hand.

Zusätzlich gibt es bestimmte Projektrisiken, die ebenfalls kostenmäßig im PSC und der PPP-
Variante erfasst werden. Dazu werden erfahrene Berater benötigt, die die Relevanz von Risiken 
für das Projekt einerseits einschätzen und aber auch mögliche Schadenshöhen und Eintrittswahr-
scheinlichkeiten abschätzen können. Im PSC werden sowohl die übertragbaren als auch die zu-
rückbehaltenen Risiken abgebildet. Ziel ist es, durch die Übertragung von Risiken auf den Priva-
ten im PPP-Projekt die Risiken zu vermindern oder zu vermeiden und damit die kostenmäßigen 
Auswirkungen wesentlich zu verringern. In der vorläufigen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung wer-
den die Kosten des konventionellen Vergleichswertes, des PSC den Kosten einer möglichen PPP-
Variante, die ebenfalls abgeschätzt wird gegenübergestellt. 
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Eine abschließende Wirtschaftlichkeitsuntersuchung wird nach Eingang der PPP-Angebote und 
Auswahl der besten PPP-Lösung vorgenommen. Im Durchschnitt sind häufig je nach Projekttyp 
Effizienzgewinne von 5-15 % möglich.

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen im Rahmen von PPP führen häufig schon aufgrund der 
damit erreichten Transparenz hinsichtlich der mit einem Projekt verbundenen Kosten, Leistun-
gen und Risiken sowie der stärkeren Einbeziehung von Nutzungs- und Betriebsaspekten zu mehr 
Wirtschaftlichkeit. 
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1.3. Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei PPP-Projekten im Hochschulbau

Dr. Freia Steinmetz, HIS Hochschul-Informations-System GmbH, Hannover

Die aktuelle Diskussion um die Einsatzmöglichkeiten der Organisations- und Beschaffungsvari-
ante PPP im Hochschulbau wird durch eine Reihe von hochschulinternen und -externen Entwick-
lungen bestimmt. Die zunehmende Deregulierung des Verhältnisses von Staat und Hochschu-
len, der damit einhergehende Rückzug des Bundes aus dem Hochschulbau mit dem Wegfall des 
Hochschulbauförderungsgesetzes zum 1. Januar 2007 sowie die im vergangenen Jahr erstmalig 
durchgeführte Exzellenzinitiative erhöhen den Wettbewerb der Hochschulen untereinander. Die 
Verknappung der Haushaltsmittel in Verbindung mit dem massiven Sanierungs- und Modernisie-
rungsstau im deutschen Hochschulsektor lässt Länder und Wissenschaftseinrichtungen ihre Be-
mühungen um einen wirtschaftlichen und sparsamen Ressourceneinsatz verstärken. 

Bei der Durchführung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen im Rahmen potentieller PPP-
Hochschulbauvorhaben ist zu beachten, dass die hierzu veröffentlichten Leitfäden auf den bun-
desweiten Erfahrungen mit PPP-Projekten im kommunalen Schul- und Verwaltungssektor beru-
hen. Es bedarf demzufolge einer zusätzlichen Berücksichtigung der spezifischen Anforderungen 
an Hochschulbauten. Im Gegensatz zum kommunalen Hochbau ist der Hochschulbau mehrheitlich 
durch die funktionale Trennung der Bau- (Landesministerien) und Betriebsverantwortung (Hoch-
schule) und damit durch zersplitterte Organisationsstrukturen und Zuständigkeiten gekennzeich-
net. Hochschulbauten unterliegen vielfältigeren, spezifischeren und z. T. sich häufig ändernden 
Nutzungsanforderungen, die sich aus den Kernaufgaben von Lehre und Forschung ergeben und 
sich in der Kategorisierung des Rahmenplans nach Institutsbaugruppen widerspiegeln. Hoch in-
stallierte Gebäude wie Labor- oder Werkstattgebäude sind zudem besonders kostenintensiv in der 
Bereitstellung und Bauunterhaltung. Hinzu kommt, dass viele Hochschulstandorte in Stadtrand-
lagen oder dezentralen Einzellagen eine Drittverwertung von Flächen erschweren. Insgesamt ist 
die Mehrzahl aller Hochschulliegenschaften den Spezialimmobilien zuzurechnen. Diesem Aspekt 
ist bereits im Rahmen der PPP-Eignungsprüfung zu Beginn eines PPP-Verfahren Rechnung zu tra-
gen. Ein frühzeitig durchgeführter Markttest, mit dem das potentielle Bieterinteresse für eine ge-
plante PPP-Maßnahme ermittelt wird, gibt Auskunft darüber, ob sich ausreichend Wettbewerber 
für die Ausschreibung finden würden und damit ein hinreichendes Innovationspotential zur He-
bung von Effizienzen in der Bau- und Betriebsphase erwartet werden kann. 

Der idealtypische Ablauf der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung mit Eignungstest, vorläufiger 
und abschließender Wirtschaftlichkeitsuntersuchung ist auch auf Hochschulbauvorhaben anzu-
wenden. Bei der Ermittlung des Public Sector Comparators (PSC) sind jedoch die oben genann-
ten hochschulspezifischen Aufgaben und Risiken (z.B. Nutzungsänderungsrisiko, Auslastungsri-
siko) zu berücksichtigen. 
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Des Weiteren ist die Auswahl der zu übertragenden Aufgaben komplexer als bei anderen öffent-
lichen Hochbauten, bedingt durch die Unterteilung der hochschulischen Aufgaben in Kern-, Un-
terstützungs- und Zusatzleistungen. Während tendenziell alle Zusatzleistungen (z.B. Post-, Kopier-
service, Verpflegung/Catering) und ausgewählte Unterstützungsleistungen (z.B. Career Center, 
Hochschulsport) an private Betreiber übertragbar sind, verbleiben die Kernleistungen, d.h. die 
hoheitliche Aufgabe von Lehre und Forschung, bei der Hochschule. Zudem ist denkbar, weite Be-
reiche des Gebäudemanagements (IGM, TGM, KGM) fremd zu vergeben. Einschränkungen können 
sich allerdings durch bestehende Versorgungsverträge ergeben, deren Beendigung oder Teilkün-
digung - bezogen auf den gesamten Hochschulstandort - zu negativen Synergien führen können. 
Derartige Verknüpfungen sind innerhalb der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung in mehreren Leis-
tungs-Varianten (d.h. minimale bis maximale Fremdvergabe der Betriebsleistungen) zu prüfen.

Methodisch gesehen weisen die meisten der bisher durchgeführten Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnungen drei Schwachstellen auf: Zum einen ist ein wichtiges Element von Wirtschaftlich-
keitsanalysen die Bewertung der Risiken, die an den privaten Partner übertragen werden sollen, 
da die Wirtschaftlichkeit von PPP-Projekten maßgeblich aus einer optimierten Risikoverteilung 
(Prinzip des Cheapest Cost Avoider) resultiert. Das derzeit verwendete Zuschlagsverfahren zur Er-
mittlung der Risikokosten (geschätzte Eintrittswahrscheinlichkeit x geschätzte Schadenshöhe) ist 
jedoch verfahrenstechnisch unzureichend, bedingt sich aber aus der mangelnden Erfahrung mit 
lebenszyklusorientierten Risikomanagement von Hochschulimmobilien. Dabei ist im Zuge der 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung die Festlegung der Risikokosten eine, wenn nicht gar die zen-
trale Stellschraube bei der Ermittlung der Effizienzbandbreite. 

Zum zweiten ist die Datenbasis für die vergleichende Kostenschätzung der konventionellen 
Beschaffungsvariante (PSC) und der PPP-Variante im Hochschulbereich zum Teil lückenhaft und 
in nicht ausreichender Gliederungstiefe vorhanden. Es fehlen belastbare, gebäudebezogene oder 
gar nutzungsorientierte Daten. Zur Prognose der Baukosten kann nur auf abgerechnete Hoch-
schulbauvorhaben zurückgegriffen werden, die in der Regel den für die Planung herangezogenen 
Richtwerten des Rahmenplans (auf Institutsbaugruppen-Ebene) entsprechen. Mit Blick auf die viel-
fältigen Nutzungen innerhalb eines Institutsgebäudes wären Kostenprognosen auf der Grund-
lage von Raumnutzungsarten (RNA nach Raumnutzungsschlüssel des Stat. Bundesamtes) oder 
Kostenflächenarten (KFA nach DIN 276), die die Flächen nach ihrer spezifischen Nutzung und ent-
sprechenden Ausstattung kategorisieren, zwar sehr viel genauer, sind aber an den Hochschulen 
selten vorhanden. Auch differenzierte Kostenansätze für Bauunterhalt (Aufgabe des Landes) und 
laufende Instandhaltung (Aufgabe der Hochschule) liegen kaum vor. Zudem finden an den Hoch-
schulen nur äußerst selten Verfahren zur Prognose von Betriebskosten Anwendung. Hinderlich 
ist auch, dass die Mehrheit der Hochschulen mit der kameralistischen Buchführung arbeitet. Nur 
vereinzelt verwenden Hochschulen die kaufmännische doppelte Buchführung (Doppik), die auch 
die Berücksichtigung von Kapitalkosten und Abschreibung zulässt.
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Und schließlich ist drittens methodisch nicht gelöst, wie die der privatwirtschaftlichen Realisie-
rung unterstellten Vorzüge einer schnelleren Umsetzung von Vorhaben und das im Vergleich zum 
Status Quo höhere Qualitätsniveau (Werterhalt als Prämisse) in der Wirtschaftlichkeitsberechnung 
Eingang finden. Dennoch ist ein nicht zu unterschätzender Effekt des ergebnisoffenen Beschaf-
fungsvariantenvergleichs, dass er Hochschulen und Landesministerien Möglichkeiten für eine 
nachhaltige Gesamtkostenoptimierung sowie die Notwendigkeit einer Bepreisung potentieller 
Risiken im Lebenszyklus der Hochschulimmobilie aufzeigt. Denn im Gegensatz zur PPP-Variante 
verbleiben bei der konventionellen Lösung sämtliche Kosten eintretender Risiken bei der öffent-
lichen Hand. Diese Aspekte verdeutlichen die große Bedeutung einer auf soliden Eingangsdaten 
basierenden Wirtschaftlichkeitsuntersuchung als Grundlage für jede Investitionsentscheidung. 
Die Praxis zeigt allerdings, dass z. T. bei PPP-Vorhaben auf das Instrument der vorläufigen Wirt-
schaftlichkeitsberechnung - sei es aus politischen oder anderen Gründen - verzichtet wird bzw. 
nur der Form halber durchgeführt wird. Werden Neubau- oder Sanierungsvorhaben ohne vorher-
gehende und umfassende Wirtschaftlichkeitsuntersuchung als PPP-Variante umgesetzt, kann eine 
sich später einstellende ungünstige Entwicklung der Lebenszykluskosten in der Nutzungsphase 
nicht der alternativen Organisationsform Public Private Partnership angelastet werden. Zusam-
menfassend steigt mit der Qualität der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung die Qualität der Transpa-
renz über die Investitionsalternativen, die wiederum die Voraussetzung für eine effektive Projekt-
planung und -durchführung darstellt.
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1.4. Ausschreibung und Vergabe von Hochschul-PPPs 

Dr. Peter Braun, Hölters & Elsing, Frankfurt a. M.

Public Private Partnership Projekte (PPP) haben derzeit in Deutschland Hochkonjunktur. Viele 
Kommunen versuchen mit dieser neuartigen Beschaffungsform Private in die Erbringung von bis-
lang öffentlichen Aufgaben einzubinden und von dem Know-how ihrer privaten Partner in den 
Bereichen Bau, Betrieb und Immobilienmanagement zu profitieren. So entstehen derzeit Verwal-
tungszentren, Schulen, Gefängnisse und, seit neustem, auch kommunale Straßen unter Nutzbar-
machung von PPP.

Trotz eines erheblichen Investitionsbedarfs an deutschen Hochschulen sind Public Private 
Partnership Projekte in diesem Sektor bislang die Ausnahmen geblieben. Dies liegt an einer Rei-
he von Faktoren, die kommunale Projekte von Hochschulprojekten unterscheiden. Zum einen 
stellte bislang die Hochschulfinanzierung einen erheblichen Hemmschuh für die Strukturierung 
von PPP-Projekten dar. Nach Auslaufen des Leasingkorridors war es unklar, ob und wie sich HBFG-
Mittel in die Finanzierungsstruktur eines Hochschul-PPPs einbinden ließen. Die Föderalismusre-
form hat diesen Hemmschuh nunmehr beseitigt. Im Gegensatz zu kommunalen Schul- oder Ver-
waltungsgebäuden sind insbesondere Institutsgebäude im Bereich der Naturwissenschaften 
aufgrund sich ständig verändernder Nutzungsanforderungen zudem a priori wenig geeignet, in 
ein PPP-Projekt mit einer Laufzeit von 25-30 Jahren eingebracht zu werden. Andere Universitäts-
bauten, wie Studentenwohnheime, Verwaltungs- und Hörsaalgebäude, weisen jedoch gleich blei-
bende Nutzeranforderungen auf und sind wie kommunale Schul- und Verwaltungsgebäude ge-
nerell für PPP geeignet.

Auch angesichts der langen Vertragslaufzeiten von PPP-Projekten sind Universitäten vor der 
Ausschreibung eines Projekts gut beraten, ihre Hausarbeiten zu erledigen. Bei Sanierungspro-
jekten ist insbesondere der vorhandene Gebäudebestand (Ist-Zustand) zu analysieren und der 
geforderte Leistungsbedarf exakt zu ermitteln. Universitäten sollten in der „Phase 0“ des Projekts 
bereits Kontakt mit möglichen Anbietern, wie Baufirmen, Betreibern und auch Banken, aufneh-
men, um deren Anforderungen an eine beabsichtigte Projektstruktur besser kennen zu lernen. 
In einem solchen Markterkundungsverfahren kann auch geklärt werden, welchen Risiken die An-
bieterseite zu tragen bereit ist. Nur so lässt sich gewährleisten, dass das Projekt im PPP-Markt ei-
nen ausreichenden Wettbewerb generiert und das Vergabeverfahren in dem geplanten Zeitrah-
men erfolgreich abgeschlossen wird.

Das Vergabeverfahren sollte im Wege eines Verhandlungsverfahrens durchgeführt werden, 
das ausreichend Raum für Gespräche und Verhandlungen mit Bietern in allen Phasen des Verga-
beverfahrens bietet. Dieses Verfahren erfordert jedoch vom Auftraggeber besondere Anstren-
gungen im Bereich des Bietermanagements, der Konfliktprävention und  der Kommunikation mit 
Bietern. Weiterhin ist, insbesondere im Vergleich zu konventionellen Vergaben, besondere Sorg-
falt auf die Ausarbeitung der Leistungsbeschreibung und die Marktkonformität der Verträge zu 
verwenden. Eine erfolgreiche PPP-Vergabe erfordert darüber hinaus noch ein viertes P, welches 
für Pragmatismus steht.



Teil	A:	PPP-Grundlagen/-Methodik	

47 Public Private Partnership im Hochschulbau - Möglichkeiten für Neubau und Sanierung |

Der Autor ist Rechtsanwalt im Frankfurter Büro der Kanzlei Hölters & Elsing. Seine Tätigkeit konzen-
triert sich auf die Beratung von öffentlichen Auftraggebern bei der Vorbereitung und Durchfüh-
rung von komplexen Vergabeverfahren. Daneben berät er die öffentliche Hand in Public Private 
Partnership Projekten und bei Umstrukturierungen.
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2. Teil B: PPP-Praxis im Hochschulbau

2.1. PPP an Hochschulen Akzeptanzprobleme - Hindernisse – Thesen

RA Dr. Rüdiger Scheller, PPP-Institut e. V. Braunschweig 

Einleitung
Dieser Vortrag befasst sich mit der Übertragung von allgemeinen Akzeptanzhürden und Hin-
dernissen des PPP-Modells aus dem Gesamtsektor der öffentlichen Hand auf den Hochschulbe-
reich. Spezifische Merkmale werden benannt und definiert, aus welchen wiederum neun Thesen 
zur Überwindung der erkannten Probleme abgeleitet werden. Die zentrale Erkenntnis ist, dass 
die Hochschulen sich dem professionellen Immobiliemanagement öffnen müssen: Um die tat-
sächlichen Kosten transparent zu machen, als notwendige Voraussetzung für alternative Finan-
zierungen bspw. über PPP-Modelle und grundsätzlich, um im internationalen Rahmen wettbe-
werbsfähig zu bleiben bzw. das wieder zu werden.

1.	Ausgangssituation
Über das PPP-Modell wird allerorten geredet und es ist reichlich darüber zu lesen. Tatsächlich steckt 
die Verwirklichung von Public Private Partnership (PPP) hierzulande erst in den Anfängen. Nur eine 
kleine Minderheit von Kommunen realisiert bislang PPP-Projekte. Rund drei Prozent am gesam-
ten Investitionsvolumen beträgt der Anteil von PPP-Projekten auf dem Gebiet der kommunalen 
Haushalte. Vor allem bei der öffentlichen Infrastruktur gewinnt die Realisierung von Projekten als 
Public Private Partnership nun aber massiv an Bedeutung.
Die aktuelle Haushaltslage und die damit verbundene Sparpolitik der Länderregierungen, nicht 
zuletzt im Bereich der Universitäten, zwingen desgleichen im Hochschulbereich zur Suche nach 
neuen Finanzierungskonzepten. Hinzu kommt der Wegfall des HBFG mit dem Stichtag 01.01.2007. 
Der Grundgedanke von PPP öffnet ein hochinteressantes Feld mit Lösungsmöglichkeiten und kann 
den Hochschulen neue Handlungsspielräume verschaffen. Echte PPP-Modelle sind im Hochschul-
bereich bisher jedoch noch nicht realisiert worden.

These	I:
PPP	führt	bisher	ein	Schattendasein	und	spielt	bis	jetzt	keine	wesentliche		

Rolle	bei	der	Realisierung	von	Hochschulprojekten.

2.	Hemmnisse	für	PPP-Vorhaben
Angesichts des hohen Investitionsstaus in den universitären Strukturen bei zugleich sinkenden In-
vestitionsmitteln der Hochschulen ist es höchste Zeit, jetzt alternative Realisierungsformen inten-
siver in den Blick zu nehmen. Doch bevor das konstruktiv geschehen kann, muss der Frage nach-
gegangen werden, warum bislang keine Alternativen nutzbar gemacht worden sind. Folgende 
Hintergründe sind charakteristisch:



Teil	B:	PPP-Praxis	im	Hochschulbau

59 Public Private Partnership im Hochschulbau - Möglichkeiten für Neubau und Sanierung |

- Die Problematik der unterschiedlichen aufeinander stoßenden Kulturen spielt in der PPP-
Thematik eine große Rolle. Skepsis gegen privates Gewinnstreben, Furcht vor Qualitätseinbußen 
sowie Angst vor Kontrollverlust sind besonders häufig auftretende Vorbehalte.
- Die Komplexität von PPP schreckt ab. Ohne externe Berater geht es zunächst nicht. In der 
Regel gilt, je kleiner die Institution desto ausgeprägter kann die Ablehnung von Beratung sein. Bei 
Hochschulen kommt die Kompetenzarroganz hinzu: „Wir als UNI brauchen doch keine Berater“.
- Die Hochschulen sind mehr der Forschung und Lehre verpflichtet und nicht strategisch 
und effizienzorientiert. Das bedingt eine bestimmte Verhaltenskultur der Beteiligten. Immobili-
enmanagement ist i.d.R. untergeordnet und wird daher nicht von der Führungsebene betreut. Es 
besteht häufig kein echter Anreiz zu kosten- und leistungsorientiertem Handeln. Das Zusammen-
prallen von privatem professionellem Immobilienmanagement und universitärer Bestandsverwal-
tung alter Schule, insbesondere wenn diese noch nicht managementmäßig transparente Organi-
sationen aufgebaut hat, führt zur Ablehnung und vor allen Dingen auch zu Ängsten.

These	II:
Immobilienmanagement	muss	im	Hochschulbereich	Chefsache	werden	und	zentral	gesteuert	werden.

3.	Professionalisierung	des	universitären	Immobilienmanagements
Bestandsaufnahme, Bedarfsermittlung und zukünftige Nutzung sowie Bilanzierung der Immobi-
lienwerte sind bei kaum einer Hochschule bisher realisiert. Die überdurchschnittlich komplexen 
Betriebsstrukturen im universitären Bereich (z. B. Forschungslaboratorien, technische Anlagen) 
stellen dabei eine besondere Herausforderung dar. Eine unzureichende bzw. fehlende Aufberei-
tung der Immobilienbestände führt nicht nur zu erheblichen Mehrkosten bei der Vorbereitung 
von PPP-Projekten, sondern kann auch verhängnisvolle Fehleinschätzungen über die wesentlichen 
Betriebs- und Bewirtschaftungskosten nach sich ziehen, ganz zu Schweigen von den Investitions- 
und Renovierungskosten. Angesichts des offenkundigen Restrukturierungsstaus sind etliche ver-
meintliche „Schätze“ tatsächlich eher eine massive Belastung. 
Allerdings hat sich diese kritische Erkenntnis auch in der privaten Immobilienwirtschaft erst in 
den letzen beiden Dekaden auf breiter Ebene durchgesetzt. Das Corporate Real Estate Manage-
ment (CREM) der heutigen Generation ist vor rund 15 Jahren in den USA geprägt worden. So groß 
kann der zeitliche Rückstand der Hochschulen also nicht sein. Viele Private haben das professio-
nelle Immobilienmanagement auch erst gelernt bzw. setzen es gerade um.

These	III:
Die	Hochschulen	müssen	ihre	Immobilienmanagementstrukturen,	insbesondere	auch	das	Facility	Management	

professionalisieren,	sei	es	durch	eigene	Aktivitäten	oder	Einkauf	von	Fachkompetenz.

4.	Transaktionskosten
Transaktionskosten von PPP-Modellen unterliegen häufig einem grundsätzlichen Missverständ-
nis. Diese Kostenpunkte sind in starkem Maße Sowieso-Kosten. Ohne die Bestandserfassung kön-
nen kein Eignungstest, kein Wirtschaftlichkeitsvergleich und keine Vergabe laufen. Demzufolge 
sind diese Kosten auch keine Transaktionskosten i.e.S., sondern notwendige Vorlaufkosten, welche 
die Hochschulen auch unabhängig von der Strukturierung von PPP notwendigerweise aufbrin-
gen müssen, um schließlich ihren Immobilienbestand professionell und effizient bewirtschaften 
zu können. Transaktionskosten sind im Grunde also Vorkosten und werden bei der Realisierung 
in die Gesamtwirtschaftlichkeit einbezogen – sie sind mithin ergebnisneutral.
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These	IV:

Transaktionskosten differenzierter behandeln und keine Volumenvorgaben fixieren.

5.	Vergleichswerte	und	Kennziffern	ermitteln
Aus den Vergleichswerten des Süddeutschen Verbundprojektes Immobilien-Benchmarking für 
Kommunen der Real.I.S. (100-prozentige Tochter der BayernLB) ergeben sich deutliche und wich-
tige Konsequenzen: Dort wird ein Entlastungsvolumen im kommunalen Immobilienmanage-
ment von 20 Mrd. € p. a. konstatiert. Und das nur bei Berücksichtigung der Bewirtschaftungskos-
ten ohne die Instandhaltungsrückstände. Diese Daten sind in 2005 bei der Erhebung von 1.600 
kommunalen Gebäuden in 150 Gemeinden errechnet worden mit der Konsequenz, dass bei pro-
fessionellem, i.d.R. privatem Immobilienmanagement 60 Prozent Einsparungspotenzial besteht. 
Allein bei den Reinigungskosten in Schulen sind es 40 Prozent, und diese machen 50 Prozent der 
Gesamtanteile an den Bewirtschaftungskosten bei den Kommunen aus. Das ist z. Zt. der nachge-
wiesene augenfällige Unterschied zwischen externer und interner Leistungserbringung mit die-
ser umfassenden Studie.
Wesentliche Kennziffern für effizientes Management sind Kosten pro Quadratmeter in € p.a.: Ein 
schlechter Wert liegt bei 22,5 €/m² p.a., ein guter Wert liegt bei 18,5 €/m². Die Spitzenwerte pen-
deln um 15-16 €/m². 
Aufgrund ähnlicher Strukturen im Hochschulbereich, kann die Übertragbarkeit der Erkenntnisse 
auf den universitären Immobilienbestand als gegeben angesehen werden.

These	V:
Kennzahlenermittlung	zur	Reduzierung	der	universitären	Betriebskosten	ist	eine	wichtige,	wenn	nicht	sogar	die	

wichtigste	Aufgabe	in	den	nächsten	Jahren.	

6.	Effizienzgewinne
Effizienzgewinne sind nicht nur in der Investitionsphase, sondern vor allem in der Betriebsphase 
möglich: Die Relation für die Kostensenkung im gesamten Lebenszyklus beträgt rund 20 Prozent 
(Investitionsphase) zu 80 Prozent (Betriebsphase)! Wenn These V richtig ist, dann sind Ersparnisse 
in der Betriebsphase der ideale Ausgangspunkt für weitere bisher noch nicht quantifizierte und 
kommunizierte Vorteile.

These	VI:
Bei	richtiger	Vorbereitung	entstehen	immer	Effizienzgewinne.	Je	komplexer	die	Betriebsstrukturen,		

desto	höher	ist	das	mögliche	Einsparpotential.

7.	Haushaltsneutralität
Aufgrund der tradierten Finanzierungsform der Bedarfsfinanzierung waren Hochschulen nicht 
budgetverantwortlich und demzufolge auch nicht daran interessiert, ihre Betriebskosten und ihre 
allgemeinen Kostenstrukturen effektiver zu gestalten, weil Kostensenkungen nicht den Hochschu-
len zu Gute kamen, sondern in den allgemeinen Staatshaushalt zurückflossen. 
Der auch im Hochschulbereich unausweichliche Paradigmenwechsel führt zu größerer Autono-
mie bei finanziellen und inhaltlichen Entscheidungen. Dies bedeutet auch eine verstärkte Rechen-
schaftspflicht (Controlling, Leistungsbilanzen und Vergleiche).
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Damit die Hochschulen die sich ihnen damit verbundenen Chancen nutzen können, muss eine 
Ausgliederung aus dem Staatshaushalt erfolgen und die Eigenverantwortlichkeit der Hochschu-
len gestärkt werden. Der verstärkte Wettbewerb wird transparente Strukturen im Kosten- und im 
Wissensvermittlungsvergleich fordern und damit privatwirtschaftliche Managementinstrumen-
te institutionalisieren, um diesen Anforderungen gewachsen zu sein. Dazu gehört insbesonde-
re eine Steigerung der Budgetverantwortlichkeit mit der Folge eines entsprechenden Kostenbe-
wusstseins. Die Hochschulen sollten sich auch der Möglichkeit unterschiedlicher bisher noch kaum 
genutzter Rechtsformen annehmen wie beispielsweise Stiftungen, damit sie die für sie optimale 
Form herausfinden können. Die Hochschulen werden nicht umhinkommen, privatwirtschaftliche 
Managementinstrumente einzusetzen um sich ihre Budgets immer neu zu erarbeiten.

These	VII:
Ausgliederung	aus	Staathaushalt	(z.	B.	Stiftungslösung)	und	Eigenverantwortlichkeit	(Budgethoheit)		

fördern	Kostensenkungspotentiale	und	PPP-Strukturen.

8.	Standardisierung
Task-Force von Bund und Länder sowie das PPP-Institut haben sich zum Ziel gesetzt die Standar-
disierung voranzutreiben. Aktuell werden Verträge, Checklisten, Verfahrensabläufe, Ratgeberbro-
schüren für Entscheider entwickelt und vorgelegt, um damit das Basiswissen zu stärken.

These	VIII:

Von	der	Standardisierung	im	allgemeinen	öffentlichen	Bereich	wird	auch	die	Akzeptanz		
im	Hochschulbereich	gefördert	

9.	Konzentration	auf	universitäre	Kernaufgaben
Die zentrale Verantwortung muss und soll bei den Hochschulen verbleiben. Eine abgestimmte De-
regulierung, Liberalisierung und Privatisierung sind aber unumgängliche und sinnvolle Schritte, 
um die generellen Vorteile von PPP-Projekten voll nutzen und einsetzen zu können. Die zentra-
le Aufgabe im Hochschulsektor besteht im Aus- und Aufbau von Beteiligungsmanagement und 
Controlling in Verbindung mit konsequenter Konsolidierung.

These	IX:
Konzentration	auf	Kernkompetenz	Forschung	und	Lehre	ist	die	Voraussetzung,	um		

im	internationalen	Wettbewerb	zu	bestehen.	
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Das	PPP-Institut	e.	V.
Public	Private	Partnership
Das PPP-Institut e. V. ist 2004 in Berlin gegründet worden. Die Mitglieder kommen aus dem Bereich 
der öffentlichen Institutionen (Politik, Kommunalwirtschaft), der Forschung sowie Hochschulen 
und Universitäten, aus der Privatwirtschaft (Banken, Versicherung, Leasinggesellschaften, Bauin-
dustrie) und aus den freien, beratenden Berufen (Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Rechtsanwälte, 
Architekten, Ingenieure). Derzeit gestalten bundesweit rund 50 aktive Mitglieder die offene Kom-
petenzplattform zur Förderung und Weiterentwicklung von PPP-Lösungen.

Das PPP-Institut hat operative Arbeitskreise zu den Hauptthemen Informationen und Finan-
zierungsformen eingerichtet. Deren Schwerpunkte liegen u. a. in der Entwicklung von Beratungs-
schwerpunkten für öffentliche Institutionen mit der Ausarbeitung von Finanzierungsmodellen für 
PPP-Projekte und der umfassenden detaillierten Informationsverarbeitung und -bereitstellung.

Das unabhängige PPP-Institut erzeugt Transparenz und Systematik in einem heute noch viel-
fach von Unsicherheit geprägten Umfeld. Durch Regionalkonferenzen vor Ort bei den kommu-
nalen Entscheidungsträgern werden derzeit konkrete Projekte initiiert und Beispiele erfolgreicher 
PPP-Modelle zur sachlichen Anleitung vorgestellt.

Der Aufbau eines Kompetenznetzwerkes für PPP in allen Phasen ist zukünftig ein wesent-
licher Schwerpunkt der Arbeit.

PPP-Institut e. V.
c/o Canzlei der Rechtsanwälte Dr. Scheller, Hofmeister und Partner GbR
Ansprechpartner: RA Dr. Rüdiger Scheller, RA Volko Depner
Petritorwall 28
38118 Braunschweig

Tel.: 0531 – 242 810
Fax: 0531 – 242 8112
E-Mail: ruediger.scheller@canzlei.de 
www.ppp-institut.de 
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2.2. PPP-Hochschulprojekte in NRW

Dr. Littwin, PPP-Task Force im Finanzministerium NRW, Düsseldorf

I.	Bedeutung	von	PPP-Praxis

Public Private Partnership (PPP) findet in Deutschland in den letzten Jahren im Bereich des öffent-
lichen Hochbaus und der Verkehrsinfrastruktur immer mehr Verbreitung. Die Bandbreite reicht 
von Bundesfernstraßen bis zu Schulen, Verwaltungsgebäude, Krankenhäuser, Hochschulen und 
IT-Projekten. Allein von der PPP-Task Force im Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfa-
len werden sektorenübergreifend seit der Gründung im April 2002 ca. 20 Projekte auf kommu-
naler und staatlicher Ebene betreut. Der überwiegende Teil der Projekte befindet sich bereits in 
der Bau- oder Betriebsphase.

PPP im engeren Sinne bedeutet Kooperation von öffentlicher Hand und privater Wirtschaft 
bei der Planung, der Erstellung, der Finanzierung, dem Betreiben und der Verwertung von bislang 
staatlich erbrachten öffentlichen Leistungen (Lebenszyklusansatz). Diese Modelle sind auch auf 
den Hochschulbereich übertragbar. Zwar gibt es in diesem Bereich deutlich komplexere Struktu-
ren, als Standard Schulprojekte oder Betreibermodelle bei Verwaltungsgebäuden, aber die ers-
ten Erfahrungen im Bereich von Hochschulkliniken in NRW zeigen, dass diese Komplexität be-
herrschbar ist. 

Der Schlüssel für erfolgreiche PPPs ist ein ehrlicher Wirtschaftlichkeitsvergleich, der die tat-
sächlichen Gesamtkosten während des Lebenszyklus des Objektes umfassen muss.  Das schließt 
auch eine Bewertung von Risiken ein. Die Berücksichtigung von Risiken und deren möglichst op-
timale Aufteilung unten den Projektpartnern ist ein wesentliches Merkmal von PPP-Projekten. Das 
Erkennen und Einschätzen von Risiken stellt für die öffentlichen Projektträger eine große Heraus-
forderung  dar. Das Risikobewusstsein ist i.d.R. noch gering ausgeprägt, da Risiken und deren Aus-
wirkungen bei Planung, Erstellung, Betrieb und Instandhaltung öffentlicher Immobilien und In-
frastruktur in der Vergangenheit kaum Beachtung fanden, insbesondere da sie in der kameralen 
Haushaltsführung nicht erkennbar ausgewiesen werden. Ein entsprechendes Kostenbewusstsein 
dürfte sich durch die Einführung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements bei den Kommu-
nen und der Doppik bei einigen Ländern deutlich weiter entwickeln.

Die Finanzministerkonferenz hat am 7. September 2006 Empfehlungen für Standards bei Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen beschlossen. Auf dieser Grundlage lässt sich sowohl die PPP-Eig-
nung eines Projektes (nicht jedes Projekt lässt sich als PPP umsetzen) prüfen, als auch Effizienzpo-
tenziale sowie tatsächliche Effizienzvorteile belegen. Der Prozessablauf stellt sich wie folgt dar:

Auf Grundlage der Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in den NRW-Pilotprojekten sind Einspa-
reffekte von	5	bis	19	Prozent über eine Laufzeit von 25 Jahren zu erwarten. Diese Ergebnisse wur-
den durch Erfahrungen in anderen Bundesländern und auch internationalen Referenzprojekten 
grundsätzlich bestätigt. Abschließende Rechnungsergebnisse zu den Lebenszykluskosten liegen 
allerdings noch nicht vor. Diese Einsparungen – das ist zu berücksichtigen – werden sich jedoch 
nicht zwangsläufig im (kameralen) Haushalt niederschlagen, sondern zur Sicherung eines lang-
fristigen Werterhalts – ein Ziel, das bisher häufig vernachlässigt wurde - einzusetzen sein. 
Es gibt daneben sehr innovative Projekte mit großen Technologierisiken (z.B. Protonenthera-
piezentrum im Krankenhausbereich), die der Staat auf jeden Fall auf  Private verlagern sollte, weil 
diese insoweit eine höhere Risikomanagementkompetenz haben oder Projekte, die mit der Grün-
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dung gemeinschaftlicher Unternehmen verbunden sind, um das Wissen zu bündeln und Entwick-
lungs- und Betreiberrisiken zu teilen, betriebswirtschaftliches Know-how, und Markterfahrung ein-
zubinden sowie privates Kapital zu mobilisieren..

Man sollte sich aber nicht der Illusion hingeben, dass PPP neue Geldquellen erschließt und 
vorhandene Finanzierungslücken schließt.  PPP ist letztlich eine Beschaffungsvariante und damit 
nur der Weg und nicht das Ziel einer Projektrealisierung. 

II.	Fazit
Das Potential bei PPP-Projekten zur effizienteren öffentlichen Aufgabenerfüllung ergibt sich ins-
besondere aus einer schnelleren Realisierung, einem größeren Preis- und Ideenwettbewerb im 
Verhandlungsverfahren, einer sachgerechten Risikoverteilung und privatwirtschaftlichen Ma-
nagementwissens. 

PPPs müssen – wie auch konventionelle Lösungen – wirtschaftlich sein. PPP ist kein Allheilmit-
tel und auch kein wesentlicher Beitrag zur Haushaltskonsolidierung. Es führt jedoch – richtig um-
gesetzt – zu deutlich mehr Kostentransparenz und befördert wirtschaftliches Handeln. Im Hoch-
schulbereich gibt es noch wenig Erfahrung mit diesem Instrument, insbesondere gibt es keine 
bereits realisierten Projekte. Die ersten Machbarkeitsuntersuchungen zeigen jedoch, dass es in 
diesem Bereich ein erhebliches Effizienzpotenzial gibt, das nicht zuletzt auch durch PPP-Model-
le erschlossen werden kann.
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2.3. Mögliche Perspektiven für PPP an der Technischen Universität Darstadt

Dipl.-Ing. Architekt Thorsten Schmidt, Technische Universität Darmstadt

Mit Beginn des Jahres 2005 wurde die Technische Universität Darmstadt (TUD) im Rahmen eines 
bis 2009 befristeten Modellversuchs der hessischen Landesregierung weitgehend autonom. In 
diesem Zusammenhang wurde auch die Verantwortung für Baumaßnahmen einschließlich der 
Bauherreneigenschaft übertragen. Die TUD erhält während dieser Laufzeit ein jährliches Budget 
für Bau- und Geräteinvestitionen sowie für die Bauunterhaltung von 20 Mio. Euro. Es entfällt da-
mit die Veranschlagung einzelner Baumaßnahmen im Landeshaushalt. 

Grundlage der baulichen Entwicklungsplanung der TUD ist die HIS-Studie zur „Baulichen Hoch-
schulentwicklung für den Wissenschaftsstandort Darmstadt“ aus den Jahren 2001 - 2003. Hieraus 
wurde ein standörtlich gegliedertes Bauprogramm ableitet. Ziel ist es, zusammenhängende Ein-
heiten zu konzentrieren, die teilweise räumliche Zersplitterung aufzuheben und damit eine Op-
timierung der Funktionen, Flächendispositionen einschließlich des Bauzustands zu erreichen. 
Wesentliche Neubauvorhaben ergeben sich nur zur Umsetzung des funktional einschichtigen Bi-
bliothekskonzeptes nach den Empfehlungen des Wissenschaftsrates am Standort Stadtmitte mit 
dem Neubau der Universitäts- und Landesbibliothek sowie für ein Hörsaal- und Bibliothekszent-
rum auf dem Hochschulcampus Lichtwiese. Bei dem überwiegenden Teil der Baumaßnahmen 
handelt es sich um Umbau- und Sanierungsmaßnahmen an vorhandenen Gebäuden.

Seit dem Jahr 2000 ist bereits im Rahmen eines „Energie-Contractings“ der Betrieb und die 
Sanierung des gesamten TU-eigenen Fernwärmenetzes einschließlich des Heizkraftwerkes einem 
privaten Betreiber übertragen worden. Mit den erweiterten Kompetenzen für die Baumaßnahmen 
wurde im Jahr 2005 im Rahmen einer Projektstudie durch das Büro „Lahmeyer Rhein-Main“ die 
veränderten Bedingungen des Modellversuchs rechtlicher und finanzieller Art untersucht. Darun-
ter auch die mögliche alternative Umsetzungsvariante „Puplic-Private-Partnership“. Die Befristung 
und das seinerzeit noch geltende Hochschulbauförderungsgesetz (HBFG) erschwerten einen un-
mittelbaren Projekteinstieg. Darüber hinaus wurde in der langfristigen Definition der technischen 
Anforderungen von hochinstallierten Gebäuden der Natur- und Technikwissenschaften eine wei-
tere Erschwernis gesehen. 

Mit Wegfall der Hochschulbauförderung des Bundes und durch eine Formulierung in der Ziel-
vereinbarung mit dem Land Hessen sind wesentliche Rahmenbedingungen für die mögliche An-
wendung von „PPP-Modellen“ nunmehr gegeben. Die begonnenen Bauvorhaben werden derzeit 
jedoch noch konventionell umgesetzt.
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2.4. Möglichkeiten und Grenzen von PPP im Hochschulbau

Dipl.-Ing. German Halcour, Lahmeyer Rhein-Main GmbH, Bad Vilbel

PPP	im	Hochschulsektor

Bildung ist eine der bedeutendsten Ressourcen in der Bundesrepublik Deutschland. Um die Entwicklung 
unserer Volkswirtschaft voranzutreiben ist es von besonderer Bedeutung den Wissenschaftsstandort 
Deutschland zu stärken und weiter auszubauen. Die jetzige Bundesregierung hat es sich für diese Legis-
laturperiode auf die Fahnen geschrieben in diesem Ressort besondere Anstrengungen zu unternehmen, 
um die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes Deutschland auf lange Sicht zu sichern.

Derzeit studieren an den bundesweit ca. 380 Bildungseinrichtungen mit einer Hauptnutzfläche 
von ca. 20 Mio. m² ungefähr 2 Mio. Stundenten unter keinesfalls optimalen Bedingungen. Veralte-
te Vorlesungssäle und Forschungseinrichtungen gehören mittlerweile zu Alltag. Dieser Zustand 
ist auf Dauer untragbar. Die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wissenschaft 
setzt daher zuallererst die Bereitstellung moderner Infrastruktureinrichtungen an den Hochschul-
standorten voraus. Dahingehend hinkt Deutschland im Vergleich zu anderen Wissenschaftsstand-
orten im Ausstattungsstandard hinterher. Der Finanzbedarf ist mittlerweile vielerorts unabweis-
bar und für jedermann sichtbar. 

Finanzsituation	deutscher	Hochschulen
Nach einer Hochrechnung der Lahmeyer Rhein Main GmbH belaufen sich die Kosten für Sanie-
rung und Neubauten der bundesdeutschen Bildungseinrichtungen in den nächsten 7-10 Jahren 
auf ca. 36 Mrd. €. Der 35. Rahmenplan für den Hochschulbau für die Jahre 2006-2009 sieht dem-
gegenüber nur die hälfte der genannten Summe für empfohlene Maßnahmen vor. Es klafft also 
eine Lücke von ca. 18 Mrd. €, die dringend geschlossen werden muss, um in einem ersten Schritt 
den Sanierungsstau zu beheben und einem weiteren Substanzverzehr vorzubeugen. 

Eine potenzielle Lösungsvariante dafür könnten PPP-Projekte sein, die sich im Schulsektor etab-
liert haben. Eine Umsetzung von Sanierungs- aber auch Neubauvorhaben hat sich dabei häufig 
als die effizientere Realisierungsvariante gegenüber der konventionellen Realisierung herausge-
stellt. Weiterhin ist es durch die PPP-Realisierung möglich dringend notwendige, aber aufgrund 
der leeren Kassen derzeit unmögliche Vorhaben zu einem früheren Zeitpunkt durchzuführen. 

Besonderheiten	im	Hochschulsektor
Bei aller Euphorie, die derzeit bezüglich der Umsetzung von Öffentlich-Privaten Partnerschaften 
in den verschiedensten Bereichen zu beobachten ist, muss berücksichtigt werden, dass im Hoch-
schulsektor besondere Rahmenbedingungen gegeben sind. Es ist daher nicht davon auszugehen, 
dass sich die bislang überaus positiven und auch umfangreichen Erfahrungen des Schulsektors 
eins zu eins auf den Hochschulsektor übertragen und auch implementieren lassen. Im Gegensatz 
zu den relativ einfachen Nutzungsanforderungen bei Schulen ist bei Hochschulen ein sehr hete-
rogener Nutzungsbedarf gegeben. Diesem Umstand ist bei der Planung und Durchführung von 
PPP-Projekten Rechnung zu tragen. 



Teil	B:	PPP-Praxis	im	Hochschulbau

97 Public Private Partnership im Hochschulbau - Möglichkeiten für Neubau und Sanierung |

Die Hochschullandschaft ist durch wechselnde oft schwer prognostizierbare Studierendenzahlen 
gekennzeichnet, die sich aus Veränderungen am Arbeitsmarkt ergeben. Es ist daher ganz normal, 
dass sich die Anforderungen an die Forschungseinrichtungen durch neue Forschungsschwer-
punkte und Studiengänge häufiger erheblich verändern. Zudem muss die hohe Innovationsrate 
bei der technischen Forschungsausstattung berücksichtigt werden, sodass eine Planung für bis 
zu 25 Jahre mit Lebenszyklusansatz mit Schwierigkeiten verbunden ist. Hinsichtlich der Verwert-
barkeit ist weiterhin darauf zu verweisen, dass es sich bei den Universitätsgebäuden oftmals um 
hoch installierte Gebäude mit spezifischen technischen Einbauten (Spezialimmobilien) handelt, 
deren Drittverwendungsmöglichkeit Einschränkungen unterliegt.

Hochschulspezifische	Probleme	bei	PPP
Auch aus organisatorischer Sicht stößt man bei der Umsetzung von PPP-Projekten oftmals auf Pro-
bleme. Zum einen ist eine Hochschule durch ein sehr heterogenes Feld an Professoren mit indi-
viduellen Ansprüchen an die Gebäudeausstattung gekennzeichnet. Zum anderen muss berück-
sichtigt werden, dass die Struktur der Verwaltung nicht auf die Durchführung von PPP-Projekten 
ausgelegt ist, da die Zuständigkeiten für Planung, Finanzierung, Bau und Betrieb der Gebäude 
in unterschiedlichen Händen liegen. Vor allem stellt es sich als Problem dar, dass die finanziellen 
Mittel für die Investition direkt aus den Landeshaushalten zur Verfügung gestellt werden und die 
Leitungen des Betriebes und der Bauunterhaltung aus den Haushalten der Universitäten zu de-
cken sind. Es bestehen daher unterschiedliche Interessen, die eine Umsetzung des Lebenszyklu-
sansatzes erschweren. 

Bisher gibt es nahezu keine Erfahrungen mit alternativen Finanzierungsformen für Hochschu-
len, da das HBFG bisher nur die Eigenrealisierung vorsah. Für zukünftige Projekte tritt daher das 
Problem auf, dass die Daten für den in den Haushaltsordnungen geforderten Wirtschaftlichkeits-
vergleich nicht vorhanden oder nicht sehr verlässlich sind. 

Vorteile	gut	strukturierter	PPPs
Die Realisierung einzelner Projekte durch Öffentlich-Private Partnerschaften verspricht klare Effi-
zienzvorteile bei Kosten, Zeit und Qualität der Leistungen. Weiterhin können die Hochschulen so 
privates Kapital und Know-how erschließen. Eine Durchführung von PPP-Projekten kann zudem 
positive Effekte bezüglich des Immobilienmanagements in den Hochschulverwaltungen haben. 
Durch die im Rahmen von PPPs wünschenswerte Einführung von Globalhaushalten für die Hoch-
schulen können diese an den Kosteneinsparungen in der Betriebsphase direkt partizipieren. Durch 
die Implementierung eines Lebenszyklusansatzes wird ein stärkeres phasenübergreifendes Kos-
tenbewusstsein entwickelt und es entsteht ein Transparenz hinsichtlich der Kosten und Risiken. 
In der Folge ergeben sich Anreize für ein phasenübergreifendes Leerstands- und Kapazitätsma-
nagement. Außerdem kann sich die Verwaltung durch die Auslagerung immobilienspezifischer 
Fragestellungen wieder auf die Kernaufgaben konzentrieren. 

Die	technische	Universität	Darmstadt
Der Technischen Universität Darmstadt (TUD) wurde Anfang des Jahres 2005 durch ein Gesetz des 
Landes Hessen über 5 Jahre eine weit reichende Autonomie übertragen.  Lahmeyer Rhein-Main 
wurde von der TUD beauftragt, im Rahmen einer Projektstudie die Möglichkeiten der baulichen Ent-
wicklung auf Grundlage der erlangten Autonomie zu ermitteln. Die Technische Universität Darm-
stadt (TUD) verfügt neben Altbestand vom Ende des 19. Jh., in erster Linie über Gebäude aus den 
50-70er Jahren des letzten Jahrhunderts. Das gesamte Immobilienportfolio besitzt eine Haupt-
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nutzfläche von ca. 210.000 m². Hierbei besteht bei 37 % der Flächen ein hoher, bei 42 % ein mittle-
rer und bei 11 % ein geringer Sanierungsbedarf. Die geschätzten Kosten zur Auflösung dieses Sa-
nierungsstaus betragen ca. 400 Mio. €. Zusätzlich stehen in den nächsten Jahren Neubauten mit 
einem Finanzbedarf von ca. 70 Mio. € an.

Die im Rahmen der Autonomie, der TUD vom Land zur Verfügung gestellten Mittel für Investi-
tionen belaufen sich pro Jahr auf 20 Mio. €.  Der Sanierungsstau könnte somit erst nach ca. 23 Jah-
ren abgebaut werden. Durch eine PPP-Beschaffung könnten die Investitionsmittel vorfinanziert 
und durch einen effizienteren Betrieb des Portfolios Einsparungen erzielt werden. Eine Realisie-
rung des gesamten Baubedarfs wäre technisch hierbei bereits nach ca. 7 Jahren möglich. 

Als größtes Hemmnis zur Anwendung alternativer Beschaffungsvarianten stellt sich jedoch 
die auf 5 Jahre begrenzte Autonomie und die hierdurch bestehende Unklarheit über die weitere 
Finanzierungsrückzahlung heraus. In Verbindung mit der, durch die bisherige Föderalismusreform 
nur unzureichend geklärten Zuweisung der ehemaligen HBFG-Bundesmittel, kam es trotz vorteil-
hafter Wirtschaftlichkeitsprognosen bisher noch zu keinem PPP-Projekt an der TU Darmstadt.

PPP	kann	eine	Lösung	sein
Die Realisierung von Neubau- oder Sanierungsvorhaben durch PPP-Projekte kann eine große Chan-
ce für die deutschen Hochschulen darstellen. Bis dahin gilt es allerdings seitens der Politik einige 
Hürden zu beseitigen. Nach dem Wegfall des HBFG zuallererst die Unsicherheit über die Finanzie-
rungssituation der Investitionsvorhaben beseitigt werden. Weiterhin muss den Hochschulen eine 
weitergehende Autonomie gewährt werden, sodass sie selber entscheiden können was sie mit ih-
ren Liegenschaften machen. Das Beispiel der Technischen Universität Darmstadt hat im Bezug auf 
mögliche Wege Modellcharakter. Ebenfalls im gleichen Zusammenhang ist die Rolle der Liegen-
schaftsgesellschaften der Länder zu klären. Im Endeffekt müssen die Verantwortlichkeiten neu ge-
ordnet werden, sodass den Universitäten ein Budget im Haushalt für die Realisierung und den Be-
trieb ihres Immobilienbestandes zur Verfügung steht. Nur so ist eine reibungslose Umsetzung des 
Lebenszyklusansatzes und die Hebung von Effizienzvorteilen möglich. Durch eine eigene Budget-
verantwortung wird zudem das Kostenbewusstsein der einzelnen Hochschulen gestärkt.
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2.5. Public Private Partnership in der Wissenschaft – Modelle aus Sicht eines 
Dienstleisters 

Dr. Thomas Baumeyer, Serco GmbH – Government Services, , Berlin

1.	Vorstellung	Serco	Group	plc,	Serco	GmbH
Serco	ist Partner von Behörden und Unternehmen zur Gestaltung und Umsetzung von Verände-
rungsprozessen. Hauptaufgabe der Serco ist es, qualitativ hochwertige öffentliche Dienstleistun-
gen effizient zu erbringen. Im Rahmen von Public-Private-Partnership berät Serco politische Ent-
scheider, entwickelt neue Lösungen und sorgt für deren reibungslose Integration und souveräne 
Umsetzung. Für die Privatwirtschaft ist Serco ein vertrauenswürdiger Partner bei der Zusammen-
arbeit in Outsourcing-Projekten. Zu den Kunden der Serco gehören Behörden, Institutionen und 
Unternehmen aus den Bereichen Justiz und Sicherheit, Bildung und Hochschulen, Gesundheit, 
Verkehr, Verteidigung, Luft- und Raumfahrt sowie Handel und Industrie.

In Deutschland verfügt Serco über mehr als 40 Jahre Markterfahrung und beschäftigt über 
1.100 Mitarbeiter an 35 Standorten. Die Serco GmbH mit Sitz in Bonn ist eine Tochtergesellschaft 
des weltweit vertretenen britischen Dienstleistungskonzerns Serco Group plc. Die deutsche Ser-
co nutzt dieses internationale Know-how in der Gestaltung von PPP-Projekten und gibt dieses 
Potenzial an ihre Kunden weiter.

Die	Leistungen
Serco deckt alle Formen von Public Private Partnership- und Outsourcingleistungen ab:
- Das Outsourcing von Einzelleistungen, wie z.B. Systemintegration, Radar-Maintenance   
 oder Facilities Management für internationale Organisationen.
- Die Umsetzung komplexer Aufgaben wie beispielsweise den teilprivatisierten Betrieb 
 der Justizvollzugsanstalt in Hünfeld oder den Betrieb des Unterstützungszentrums Alt- 
 mark im Gefechtsübungszentrum des Heeres.
- Das Angebot integrierter Lösungen wie im Fall des Joint Services Command and Staff  
 College für das britische Verteidigungsministerium oder das Traffic Control Center in Eng 
 land.
- Die Zusammenarbeit in strategischer Partnerschaft, bei der die private und öffentliche 
 Seite gemeinsame Ziele verfolgen, um kontinuierliche Verbesserungen für die Qualität 
 des Gesamtbetriebs zu erreichen, wie mit dem Atomic Weapons Establishment UK.

2.	PPP	–	Modelle	in	Lehre	und	Forschung
Grundsätzlich bietet PPP unter Aspekten der Dienstleistungen dem öffentlichen Auftraggeber 
mehr Möglichkeiten, als „nur“ die Aufgaben im Bereich der gebäudenahen Dienstleistungen von 
privaten Partnern erbringen zu lassen.
Durch Konzentration auf die Kernkompetenzen und Kernaufgaben der Hochschule � das heißt 
die Aufgaben und Tätigkeiten in Lehre und Forschung, die zwingend von der Hochschule selbst 
erbracht werden müssen – ist es den Hochschulen und Universitäten möglich, in den sekundär-
en Bereichen die Kompetenz von privaten Partnern am Markt abzurufen.
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Zu diesen Sekundärprozessen gehören:
- Facilities Management in Gebäuden und Liegenschaften,
- Reinigung,
- Catrering,
- Instandhaltung und Betrieb von Büros, Hörsälen, Seminaren, Laboren und Werkstätten,
- Betreuung von Technik ggf. auch IT, Hard- und Software,
- Materialwirtschaft,
- u. a.

Die strategische Entscheidung welche Tätigkeiten zu den Primäraufgaben zu zählen sind, muss von 
der Hochschulleitung gemeinsam mit der Politik getroffen werden. Die Sekundärleistungen werden 
als komplexes, integriertes Dienstleistungspaket zusammen mit der Erneuerung der Infrastruktur 
(Planen, Finanzieren, Bauen, und Betreiben) in einem PPP-Projekt an den Markt gebracht.

3.	Praxisbeispiel	Joint	Services	Command	and	Staff	College	(JSCSC),	Großbritannien
In diesem PFI/PPP-Projekt des britischen Verteidigungsministeriums werden militärische Aus-
bildung, akademische Lehre, Gebäudemanagement und komplexe Leistungen im Facilities Ma-
nagement kombiniert und in einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit von Militär und Priva-
ten erbracht.

Zu den Dienstleistungen die neben Finanzierung und Bau der Infrastruktur von den über 300 
Mitarbeitern der Serco erbracht werden gehören:
- Gestellung akademischer Lehrkräfte für die Vermittlung nichtmilitärischer Lehrinhalte   
 (über King´s College London),
- Bibliothek,
- Elektronische Medien, IT-Unterstützung, Kommunikation,
- Administrative und sonstige Leistungen,
- Verpflegungsdienste (über EUREST),
- Sicherheit,
- Gebäudemanagement,
- Liegenschaftsmanagement,
- Reinigung und Abfallentsorgung.

Wesentliche Merkmale und Erfolgsfaktoren dieses Projektes sind:
- Klare Trennung der Verantwortungsbereiche zwischen Kunde und Dienstleister,
- In Kooperation entwickeltes und praktiziertes Performance Measuring System auf der   
 Grundlage vertraglich festgelegter Kennzahlen,
- Integration des Dienstleisters in alle Planungen des Kunden, soweit Unterstützungs- 
 leistungen betroffen sind,
- Effektive Kommunikation zwischen Kunde und Dienstleister auf allen Ebenen,
- Gegenseitiges Verständnis des Berufsethos, der Unternehmenskultur und der Arbeits-   
 und Entscheidungsverfahren,
- Gegenseitige Glaubwürdigkeit und Vertrauen.
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4.	Fazit
Public Private Partnership im Hochschulbau hat ein weitaus größerer Potenzial als nur die Aufga-
ben in der Errichtung und Betrieb der Infrastruktur. Durch die Konzeption von integrierten Dienst-
leistungspaketen ist es möglich umfassendere Effizienzvorteile am Markt zu generieren als durch 
die „Scheibchenlösungen“ von einzelnen Dienstleistungsprojekten.

Zwingend erforderliche sind sowohl eine ergebnisorientierte Leistungsbeschreibung als auch 
eine transparente Leistungskontrolle auf der Grundlage vertraglich festgelegter Kennzahlen.

Die Betreiberleistung des Dienstleisters muss in die Leitung der Hochschule Integriert werden 
durch diese klare Verantwortungszuweisung verbunden mit einer Entscheidungsgemeinschaft 
zur effektiven Sicherstellung der Sekundärprozesse eine Hochschule können die besten Ergeb-
nisse am Markt erzielt werden.

Die Partnerschaft mit eindeutiger Verantwortungszuweisung stellt sicher, dass die Verant-
wortung für Lehre und Forschung eindeutig beim öffentlichen Partner bleibt und der Private als 
„Erfüllungsgehilfe“ fungiert.

E-Mail: thomas.baumeyer@serco.de
ULR: www.serco.de
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